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Verdachtskündigung eines Berufsaus-

bildungsverhältnisses 

Bundesarbeitsgericht,  Urteil vom 12. Feb-

ruar 2015 – 6 AZR 845/13 

 

Der dringende Verdacht einer schwer-

wiegenden Pflichtverletzung des Auszu-

bildenden kann einen wichtigen Grund 

zur Kündigung des Berufsausbildungs-

verhältnisses nach § 22 Abs. 2 Nr. 1 

BBiG darstellen, wenn der Verdacht auch 

bei Berücksichtigung der Besonderhei-

ten des Ausbildungsverhältnisses dem 

Ausbildenden die Fortsetzung der Aus-

bildung objektiv unzumutbar macht. 

 

Die Entscheidung 

Der Kläger absolvierte bei der Beklagten ab 

dem 01.08.2010 eine Berufsausbildung zum 

Bankkaufmann. Am 20.06.2011 zählte er 

das sich in den Nachttresor-Kassetten einer 

Filiale befindliche Geld. Später wurde ein 

Kassenfehlbestand von 500,00 Euro festge-

stellt. Nach Darstellung der Beklagten nann-

te der Kläger in einem Personalgespräch 

von sich aus die Höhe dieses Fehlbetrags, 

obwohl er nur auf eine unbezifferte Kas-

sendifferenz angesprochen worden war. Die 

Beklagte hat das Berufsausbildungsverhält-

nis wegen des durch die Offenbarung von 

Täterwissen begründeten Verdachts der 

Entwendung des Fehlbetrags gekündigt. 

Der Kläger hält die Kündigung für unwirk-

sam. Ein Berufsausbildungsverhältnis kön-

ne nicht durch eine Verdachtskündigung 

beendet werden. Auch fehle es u.a. an sei-

ner ordnungsgemäßen Anhörung. Ihm sei 

vor dem fraglichen Gespräch nicht mitgeteilt 

worden, dass er mit einer Kassendifferenz 

konfrontiert werden solle. Auf die Möglich-

keit der Einschaltung einer Vertrauensper-

son sei er nicht hingewiesen worden. Zu-

dem habe die Beklagte Pflichten aus dem 

Bundesdatenschutzgesetz verletzt. 

 

Die Vorinstanzen haben nach Beweisauf-

nahme die Klage abgewiesen. Die Revision 

hatte vor dem Sechsten Senat des Bundes-

arbeitsgerichts keinen Erfolg. Die Ver-

dachtskündigung hat das Ausbildungsver-

hältnis beendet. Das Landesarbeitsgericht 

hat in revisionsrechtlich nicht zu beanstan-

dender Weise die Umstände des Falles 

gewürdigt und insbesondere die Anhörung 

des Klägers zu Recht als fehlerfrei angese-

hen. Es bedurfte weder einer vorherigen 

Bekanntgabe des Gesprächsthemas noch 

eines Hinweises bzgl. der möglichen Kon-
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taktierung einer Vertrauensperson. Auch 

Datenschutzrecht stand der Beweiserhe-

bung und -verwertung nicht entgegen.  

Quelle: „Pressemitteilung des Bundesar-

beitsgerichts Nr. 6/15“ 

 

 

 

 

Observation durch einen Detektiv mit 

heimlichen Videoaufnahmen 

Bundesarbeitsgericht,  Urteil vom 

19.02.2015 – 8 AZR 1007/13 

 

Ein Arbeitgeber, der wegen des Ver-

dachts einer vorgetäuschten Arbeitsun-

fähigkeit einem Detektiv die Überwa-

chung eines Arbeitnehmers überträgt, 

handelt rechtswidrig, wenn sein Ver-

dacht nicht auf konkreten Tatsachen be-

ruht. Für dabei heimlich hergestellte Ab-

bildungen gilt dasselbe. Eine solche 

rechtswidrige Verletzung des allgemei-

nen Persönlichkeitsrechts kann einen 

Geldentschädigungsanspruch 

(„Schmerzensgeld“) begründen. 

 

Die Entscheidung 

Die Klägerin war bei der Beklagten seit Mai 

2011 als Sekretärin der Geschäftsleitung 

tätig. Ab dem 27.11.2011 war sie arbeitsun-

fähig erkrankt, zunächst mit Bronchialer-

krankungen. Für die Zeit bis 28.02.2012 

legte sie nacheinander sechs Arbeitsunfä-

higkeitsbescheinigungen vor, zuerst vier 

eines Facharztes für Allgemeinmedizin, 

dann ab 31.01.2012 zwei einer Fachärztin 

für Orthopädie. Der Geschäftsführer der 

Beklagten bezweifelte den zuletzt telefo-

nisch mitgeteilten Bandscheibenvorfall und 

beauftragte einen Detektiv mit der Observa-

tion der Klägerin. Diese erfolgte von Mitte 

bis Ende Februar 2012 an vier Tagen. Beo-

bachtet wurden u.a. das Haus der Klägerin, 

sie und ihr Mann mit Hund vor dem Haus 

und der Besuch der Klägerin in einem 

Waschsalon. Dabei wurden auch Videoauf-

nahmen erstellt. Der dem Arbeitgeber über-

gebene Observationsbericht enthält elf Bil-

der, neun davon aus Videosequenzen. Die 

Klägerin hält die Beauftragung der Observa-

tion einschließlich der Videoaufnahmen für 

rechtswidrig und fordert ein Schmerzens-

geld, dessen Höhe sie in das Ermessen des 

Gerichts gestellt hat. Sie hält 10.500 Euro 

für angemessen. Die Klägerin habe erhebli-

che psychische Beeinträchtigungen erlitten, 

die ärztlicher Behandlung bedürften.  

 

Das Landesarbeitsgericht hat der Klage in 

Höhe von 1.000,- Euro stattgegeben. Die 

Revisionen beider Parteien blieben vor dem 

Achten Senat des Bundesarbeitsgerichts 

ohne Erfolg. Die Observation einschließlich 

der heimlichen Aufnahmen war rechtswid-

rig. Der Arbeitgeber hatte keinen berechtig-

ten Anlass zur Überwachung. Der Beweis-

wert der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigun-

gen war weder dadurch erschüttert, dass 

sie von unterschiedlichen Ärzten stammten, 

noch durch eine Änderung im Krankheitsbild 
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oder weil ein Bandscheibenvorfall zunächst 

hausärztlich behandelt worden war. Die 

vom Landesarbeitsgericht angenommene 

Höhe des Schmerzensgeldes war revisions- 

rechtlich nicht zu korrigieren. Es war nicht 

zu entscheiden, wie Videoaufnahmen zu 

beurteilen sind, wenn ein berechtigter An-

lass zur Überwachung gegeben ist. 

Quelle: „Pressemitteilung des Bundesar-

beitsgerichts Nr. 7/15“ 

 

 

 

 

 

Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit 

- Verschulden bei langjähriger Alkohol-

abhängigkeit  

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 18. März 

2015 – 10 AZR 99/14 

 
Eine Arbeitsunfähigkeit ist nur dann ver-

schuldet i.S.v. § 3 Abs. 1 Satz 1 EFZG, 

wenn ein Arbeitnehmer in erheblichem 

Maße gegen das von einem verständigen 

Menschen in seinem eigenen Interesse 

zu erwartende Verhalten verstößt. Nur 

dann verliert er seinen Anspruch auf 

Entgeltfortzahlung. Bei einem alkohol-

abhängigen Arbeitnehmer fehlt es 

suchtbedingt auch im Fall eines Rück-

falls nach einer Therapie regelmäßig an 

einem solchen Verschulden. 

 

Die Entscheidung 

Die Klägerin ist eine gesetzliche Kranken-

kasse. Der alkoholabhängige Arbeitnehmer, 

der Mitglied der klagenden Krankenkasse 

ist, war seit dem Jahr 2007 bis zum  

30.12.2011 Arbeitnehmer der beklagten 

Arbeitgeberin. Er wurde am 23.11.2011 mit 

einer Alkoholvergiftung (4,9 Promille) in ein 

Krankenhaus eingeliefert und war in der 

Folge für über zehn Monate arbeitsunfähig 

erkrankt. Zuvor hatte er zwei stationäre Ent-

zugstherapien durchgeführt. Es kam jedoch 

immer wieder zu Rückfällen. Die Klägerin 

leistete an den Arbeitnehmer für die Zeit 

vom 29.11.2011 bis zum 30.12.2011 Kran-

kengeld i.H.v. 1.303,36 Euro. Die Klägerin 

macht in dieser Höhe Ansprüche auf Ent-

geltfortzahlung aus übergegangenem Recht 

(§ 115 SGB X) gegenüber der Beklagen 

geltend. Sie meint, ein Entgeltfortzahlungs-

anspruch gegen die Beklagte habe bestan-

den, da es an einem Verschulden des Ar-

beitnehmers für seinen Alkoholkonsum am 

23.11.2011 fehle. Die Beklagte ist der An-

sicht, ein Verschulden sei bei einem Rück-

fall nach mehrfachem stationärem Entzug 

und diesbezüglich erfolgter Aufklärung zu 

bejahen. 

 

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht 

haben der Klage stattgegeben. Die Revision 

der Beklagten hatte vor dem Zehnten Senat 

des Bundesarbeitsgerichts keinen Erfolg. 

Bei einer Alkoholabhängigkeit handelt es 

sich um eine Krankheit. Wird ein Arbeit-

nehmer infolge seiner Alkoholabhängigkeit 

arbeitsunfähig krank, kann nach dem der-

zeitigen Stand der medizinischen Erkennt-
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nisse nicht von einem Verschulden im Sinne 

des Entgeltfortzahlungsrechts ausgegangen 

werden. Die Entstehung der Alkoholsucht ist 

vielmehr multikausal, wobei sich die unter-

schiedlichen Ursachen wechselseitig bedin-

gen. Dies gilt im Grundsatz auch bei einem 

Rückfall nach einer durchgeführten Thera-

pie. Im Hinblick auf eine Abstinenzrate von 

40 bis 50 % je nach Studie und Art der Be-

handlung kann nach einer durchgeführten 

Rehabilitationsmaßnahme jedoch ein Ver-

schulden des Arbeitnehmers an einem 

Rückfall nicht generell ausgeschlossen 

werden. Der Arbeitgeber kann deshalb in 

diesem Fall das fehlende Verschulden be-

streiten. Das Arbeitsgericht hat dann ein 

medizinisches Sachverständigengutachten 

zu der Frage einzuholen, ob der Arbeitneh-

mer den Rückfall schuldhaft i.S.d. § 3 Abs. 

1 EFZG herbeigeführt hat. Lässt sich dies 

nicht eindeutig feststellen, weil ein Ursa-

chenbündel hierfür vorliegt, geht dies zulas-

ten des Arbeitgebers. Das im konkreten Fall 

eingeholte sozialmedizinische Gutachten 

hat ein Verschulden des Arbeitnehmers 

unter Hinweis auf die langjährige und chro-

nische Alkoholabhängigkeit und den daraus 

folgenden "Suchtdruck" ausgeschlossen. 

Quelle: „Pressemitteilung des Bundesar-

beitsgerichts Nr. 14/15“ 
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